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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.

B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung
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I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

30,2174 % gemäß § 33 Abs. 1 Nr. 2 PflBG (428.273.232,41 
EUR) unter Berücksichtigung des Differenzbetrags gemäß  
§ 9 Abs. 2 PflAFinV (- 16.624.984,71 EUR) auf

444.898.217,12 EUR

festgesetzt.

Auf das Land Nordrhein-Westfalen entfällt ein Finanzie-
rungsanteil in Höhe von 126.772.414,39 EUR (8,9446 %), 
auf die soziale Pflegeversicherung ein Finanzierungsanteil 
in Höhe von 51.023.040,92 EUR (3,6 %).

Münster, 12. November 2024� Bezirksregierung Münster 
� Dezernat 12.5 – Ausgleichsfonds  
� für die Pflegeberufeausbildung

� Im Auftrag 
� gez. Wimber

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 365

241	� Festsetzung und Veröffentlichung des Finanzie-
rungsbedarfs gemäß § 9 Abs. 3 PflAFinV

Die Bezirksregierung Münster als zuständige Stelle für die 
Verwaltung des Ausgleichsfonds für die Pflegeberufeausbil-
dung im Land Nordrhein Westfalen nach § 26 Abs. 4 des 
Pflegeberufegesetzes (PflBG) setzt für das Finanzierungs-
jahr 2025 den gesamten Finanzierungsbedarf auf

1.417.306.692,19 EUR

fest.

Auf dieser Grundlage wird der Finanzierungsanteil der 
Krankenhäuser von 57,2380 % gemäß § 33 Abs. 1 Nr. 1 
PflBG (811.238.004,48 EUR) unter Berücksichtigung des 
Differenzbetrags gemäß § 9 Abs. 2 PflAFinV (28.934.393,76 
EUR) auf 

782.303.610,72 EUR

sowie der Finanzierungsanteil der Pflegeeinrichtungen von 
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Hinweis

Die letzte Ausgabe des Amtsblattes für den Regierungsbezirk Münster erscheint am Freitag, dem 
20. Dezember 2024 als Nummer 51.

Der Redaktionsschluss hierzu ist am Freitag, dem 13. Dezember 2024, 10:00 Uhr.

Der Erscheinungstermin der ersten Ausgabe Amtsblatt Nr. 1/2 des Jahres 2025 ist am Freitag, 
dem 10. Januar 2025.

Hierzu ist am Montag, dem 06. Januar 2025, 09:00 Uhr Redaktionsschluss.
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Die Entscheidung nach § 15 Abs. 2a BImSchG wird hiermit 
in Verbindung mit dem Erlass des Ministeriums für Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW 
vom 01.09.2021 zu „Auslegungsfragen zu unbestimmten 
Rechtsbegriffen zur Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie in 
nationales Recht“ öffentlich bekannt gemacht.

� Im Auftrag 
� gez. Reineke

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 366

244	� Bekanntmachung gemäß § 15 Abs. 2a des  
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 
53.0138/24/0663967-0622/0025.U	
� Münster, den 23.10.2024  
� Domplatz 1-3, 48143 Münster 
� dez53@brms.nrw.de

Die Firma Vestolit GmbH, Paul-Baumann-Str. 1 in 45772 
Marl hat mit Datum vom 26.06.2024 die störfallrelevante 
Änderung gemäß § 15 Abs. 2a BImSchG der immissions-
schutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anlage Salzsäu-
re-Anlage auf dem Grundstück Paul-Baumann-Str. 1 in 
45772 Marl (Gemarkung Marl, Flur 55, Flurstück 37) an-
gezeigt.

Gegenstand der Anzeige ist der Errichtung und Betrieb ei-
ner Destillationskolonne zur Entfernung organischer Kom-
ponenten aus Salzsäure.

Das angezeigte störfallrelevante Vorhaben wurde daraufhin 
geprüft, ob der angemessene Sicherheitsabstand zu benach-
barten Schutzobjekten erstmalig unterschritten wird, räum-
lich noch weiter unterschritten wird oder ob eine erhebliche 
Gefahrenerhöhung ausgelöst wird.

Im Rahmen dieser Prüfung wurde festgestellt, dass dies 
nicht der Fall ist. Das angezeigte Vorhaben bedarf daher kei-
ner Genehmigung nach dem BImSchG.

Die Entscheidung nach § 15 Abs. 2a BImSchG wird hiermit 
in Verbindung mit dem Erlass des Ministeriums für Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW 
vom 01.09.2021 zu „Auslegungsfragen zu unbestimmten 
Rechtsbegriffen zur Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie in 
nationales Recht“ öffentlich bekannt gemacht.

� Im Auftrag 
� gez. Bierkamp

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 366

245	� Bekanntmachung gemäß § 10 des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 

Bezirksregierung Münster� Münster, den 14.11.2024  
52-500-9979151/0015.V� Domplatz 1-3, 48147 Münster 

Die Firma Kockmann GmbH, Weinerpark 17, 48607 
Ochtrup hat die Genehmigung für eine Windenergieanlage 
gemäß § 4 BImSchG in 48607 Ochtrup, Weinerpark 17 (Ge-
markung Ochtrup, Flur 47, Flurstück 176) beantragt. 

Gegenstand des Antrages: 

   • �Errichtung und Betrieb einer Windenergieanlage des 
Typs ENERCON E-138 EP3 E3 mit einer Nabenhöhe 
von 130,64 m und einer Nennleistung von 4.260 kW. 

Der am 26.11.2024 um 09:30 Uhr im Hotel-Restaurant  
Brinckwirth, Bahnhofstraße 41 in 48607 Ochtrup vorge-
sehene Erörterungstermin findet nicht statt, da gegen das 
beantragte Vorhaben keine Einwendungen erhoben wurden.
� Im Auftrag 
� gez. Reinhard Zurwieden

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 366

242	� Öffentliche Zustellung gemäß § 10 des Verwal-
tungszustellungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG 
NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW S. 94)

Für 
Firma
D.B.R. Das Bildungszentrum im Revier GmbH
z. Hd. Herrn Geschäftsführer 
Diamandi-Alexandru Ibrea

Letzte hier bekannte Anschrift:
Brehmstraße 39 
40239 Düsseldorf

kann ein Schriftstück des Dezernates 25 der Bezirksregie-
rung Münster vom 18.11.2024 Az.: 25.01.15 (15/22) nicht 
zugestellt werden, da eine Zustellung weder unter der ein-
getragenen Anschrift noch unter einer im Handelsregister 
eingetragenen Anschrift einer für Zustellungen empfangs-
berechtigten Person oder einer ohne Ermittlungen bekann-
ten anderen inländischen Anschrift möglich ist.

Personen, die berechtigt sind, die Gesellschaft im Rechts-
verkehr zu vertreten, werden hiermit aufgefordert, das 
Schriftstück an folgender Adresse unverzüglich abzuholen: 

Anschrift:
Bezirksregierung Münster, Dezernat 25, Domplatz 1-3, 
Raum A 350, 48143 Münster 

Hinweis:
Gemäß § 10 Absatz 2 Satz 7 LZG NRW gilt das Schrift-
stück als zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung 
beziehungsweise seit der Veröffentlichung der Benachrich-
tigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass mit dieser Zustellung des Schriftstücks durch 
öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang gesetzt wer-
den, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen.

Münster den 18.11.2024� Bezirksregierung Münster 
� Dezernat 25 
� Im Auftrag 
� Gez. Hoff

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2024 S. 366

243	� Bekanntmachung gemäß § 15 Abs. 2a des  
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)

Bezirksregierung Münster�  
500-53.0219/24/0875730-1020/0034.U	
� Münster, den 12.11.2024 
� Domplatz 1-3, 48143 Münster 
� dez53@brms.nrw.de

Die Firma Sasol Germany GmbH, Paul-Baumann-Str. 1 in 
45772 Marl hat mit Datum vom 08.07.2024 die störfallre-
levante Änderung gemäß § 15 Abs. 2a BImSchG der im-
missionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anlage  
Textilhilfsmittel-Fabrik auf dem Grundstück Paul-Bau-
mann-Str. 1 in 45772 Marl (Gemarkung Marl, Flur 53, Flur-
stück 13) angezeigt.

Gegenstand der Anzeige ist die Umsetzung von sicherheits- 
technischen Maßnahmen in der Teilanlage 4 mit der zugehö-
rigen neuen PLT-SE.

Das angezeigte störfallrelevante Vorhaben wurde daraufhin 
geprüft, ob der angemessene Sicherheitsabstand zu benach-
barten Schutzobjekten erstmalig unterschritten wird, räum-
lich noch weiter unterschritten wird oder ob eine erhebliche 
Gefahrenerhöhung ausgelöst wird.

Im Rahmen dieser Prüfung wurde festgestellt, dass dies 
nicht der Fall ist. Das angezeigte Vorhaben bedarf daher  
keiner Genehmigung nach dem BImSchG.
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246	� Bekanntmachung der Öffentlichkeitsbeteiligung 
zur Festsetzung des Überschwemmungsgebietes 
für den Axtbach, den Stichelbach (Mühlenbach), 
die Gollenbecke und die Küttelbecke (Rathaus-
bach) gemäß § 76 Abs. 4 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) und § 83 Abs. 1 Landeswassergesetz für 
das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW)

I. Es ist beabsichtigt, das Überschwemmungsgebiet für den 
Axtbach, den Stichelbach (Mühlenbach), die Gollenbecke 
und die Küttelbecke (Rathausbach) in dem Bereich der Ge-
meinde Beelen, der Stadt Oelde und der Stadt Warendorf 
festzusetzen.

1.	� Die Bezirksregierung Münster hat gemäß § 76 WHG 
und §§ 83 ff. LWG NRW das gesetzliche Überschwem-
mungsgebiet für 

	 •	� den Axtbach (Gewässerkennzahl 314) angrenzend 
an das festgesetzte Überschwemmungsgebiet der 
Ems (km 0,25) bis zur Grenze der Regierungsbezir-
ke Münster und Detmold (km 12,15) sowie von der 
Grenze der Regierungsbezirke Münster und Detmold 
(km 20,85) bis südlich der Autobahn A2 (km 30,7),

	 •	� den Stichelbach bzw. den Mühlenbach (Gewässer-
kennzahl 31414) von der Mündung in den Axtbach 
(km 0,0) bis km 1,0,

	 •	� die Gollenbecke (Gewässerkennzahl 31416) von der 
Mündung in den Axtbach (km 0,0) bis km 1,3,

	 •	� die Küttelbecke bzw. den Rathausbach (Gewässer-
kennzahl 31418) von der Mündung in den Axtbach 
(km 0,0) bis km 4,1

	 ermittelt. 

	� Die genaue Verortung ist der dieser Bekanntmachung 
angefügten Übersichtskarte zu entnehmen.

2.	� Das ermittelte Überschwemmungsgebiet wurde durch 
Bekanntmachung vom 19.04.2024 (Az. 54.09.07.01-
020) im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster 
Nr. 17 vom 26.04.2024 unter lfd. Nr. 118 gemäß § 76 
WHG in Verbindung mit § 83 LWG NRW vorläufig gesi-
chert. Die vorläufige Sicherung trat mit dem 03.05.2024 
in Kraft. Aufgrund der vorläufigen Sicherung steht die-
ses Gebiet einem endgültig festgesetzten Überschwem-
mungsgebiet gleich. Die Regelungen des § 78, 78a, 78c 
WHG und des § 84 LWG NRW sind daher anzuwenden 
(insbesondere auch die Verbotstatbestände).

3.	� Bei der Festsetzung von Überschwemmungsgebieten 
geht es in erster Linie darum, die Betroffenen darüber zu 
informieren, wohin das Wasser bei 100-jährlichen Hoch-
wasserabflüssen gelangen kann. Nur wenn alle Betrof-
fenen den Hochwassergefahrenbereich genau kennen, 
können sie vorsorgend handeln und sich auf die Situati-
on einstellen.

II. Aus Gründen des vorbeugenden Hochwasserschutzes 
gelten für Überschwemmungsgebiete folgende Schutzvor-
schriften:

1.	 In festgesetzten Überschwemmungsgebieten ist 

	 -	� die Ausweisung neuer Baugebiete im Außenbereich in 
Bauleitplänen oder in sonstigen Satzungen nach dem 
Baugesetzbuch (§ 78 Abs. 1 WHG),

	 -	� die Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen 
nach den §§ 30, 33, 34 und 35 des Baugesetzbuches 
(§ 78 Abs. 4 WHG), 

	 -	� die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähnlichen 
Anlagen, die den Wasserabfluss behindern können (§ 
78a Abs. 1 Nr. 1 WHG), 

	 -	� das Aufbringen und Ablagern von wassergefährden-

den Stoffen auf dem Boden, es sei denn, die Stoffe 
dürfen im Rahmen einer ordnungsgemäßen Land- und 
Forstwirtschaft eingesetzt werden (§ 78a Abs. 1 Nr. 2 
WHG),

	 -	� die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen außer-
halb von Anlagen (§ 78a Abs. 1 Nr. 3 WHG),

	 -	� das Ablagern und das nicht nur kurzfristige Lagern 
von Gegenständen, die den Wasserabfluss behindern 
können oder die fortgeschwemmt werden können (§ 
78a Abs. 1 Nr. 4 WHG),

	 -	� das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche (§ 78a 
Abs. 1 Nr. 5 WHG),

	 -	� das Anlegen von Baum- und Strauchpflanzungen, so-
weit diese den Zielen des vorsorgenden Hochwasser-
schutzes entgegenstehen (§ 78a Abs. 1 Nr. 6 WHG),

	 -	� die Umwandlung von Grünland in Ackerland (§ 78a 
Abs. 1 Nr. 7 WHG),

	 -	� die Umwandlung von Auwald in eine andere Nut-
zungsart (§ 78a Abs. 1 Nr. 8 WHG)

	 untersagt. 

2.	� In festgesetzten Überschwemmungsgebieten gilt darü-
ber hinaus: 

	 -	� Die Errichtung neuer Heizölverbraucheranlagen in 
festgesetzten und vorläufig gesicherten Überschwem-
mungsgebieten ist verboten (§ 78c Abs. 1 WHG).

	 -	� Die Heizölverbraucheranlagen, die am 05.01.2018 
in festgesetzten oder in vorläufig gesicherten Über-
schwemmungsgebieten vorhanden sind, waren gem. 
§ 78c Abs. 3 S. 1 WHG vom Betreiber bis zum 
05.01.2023 nach den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik hochwassersicher nachzurüsten. Heizöl-
verbraucheranlagen, die am 05.01.2018 in Gebieten 
nach § 78b Abs. 1 S. 1 WHG vorhanden sind, sind 
gem. § 78c Abs. 3 S. 2 WHG bis zum 05.01.2033 nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik hoch-
wassersicher nachzurüsten, soweit dies wirtschaft-
lich vertretbar ist. Sofern Heizölverbraucheranlagen 
wesentlich geändert werden, sind diese abweichend 
von § 78c Abs. 3 S. 1 und 2 zum Änderungszeitpunkt 
hochwassersicher nachzurüsten (§ 78c Abs. 3 S. 3 
WHG),

	 -	� Die Anlagen zur Trinkwasserversorgung sind so zu 
errichten und zu betreiben, dass sie auch bei Hoch-
wasser so betrieben werden können, dass die Anfor-
derungen der Trinkwasserverordnung gesichert ein-
gehalten werden, es sei denn, die Versorgung wird 
bei Hochwasser sichergestellt durch andere Anlagen, 
die die Anforderung erfüllen oder außerhalb eines 
Überschwemmungsgebiets liegen; vorhandene Anla-
gen zur Wasserversorgung waren bis zum 31.12.2016 
entsprechend nachzurüsten (§ 84 Abs. 3 Nr. 1 LWG 
NRW),

	 -	� Die Abwasseranlagen sind entsprechend den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik hochwassersi-
cher zu errichten und zu betreiben; vorhandene Ab-
wasseranlagen sind bis zum 31.12.2027 entsprechend 
nachzurüsten (§ 84 Abs. 3 Nr. 2 LWG NRW).

3.	� Bei Vorhaben im Überschwemmungsgebiet ist gemäß  
§ 1 Abs. 3 Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz 
(ZustVU) die Untere Wasserbehörde (UWB) des Krei-
ses Warendorf zu beteiligen; diese entscheidet auch über 
im Einzelfall zulässige Ausnahmen zu den oben aufge-
führten Verbotstatbeständen der §§ 78, 78a, 78c WHG 
und § 84 Abs. 3 LWG NRW.
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III. In dem Verfahren zur Festsetzung des Überschwem-
mungsgebietes ist die Öffentlichkeit gemäß § 76 Abs. 4 
WHG i. V. m. § 83 Abs. 1 LWG NRW zu beteiligen.

1.	� Die Unterlagen zur Festsetzung des Überschwem-
mungsgebietes für den Axtbach, den Stichelbach (Müh-
lenbach), die Gollenbecke und die Küttelbecke (Rat-
hausbach) stehen gemäß § 3 Abs. 1 S. 1 des Gesetzes zur 
Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Geneh-
migungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 
(Planungssicherstellungsgesetz – PlanSiG) im Zeitraum 

      vom 29.11.2024 bis zum 31.01.2025 einschließlich

	� auf der Internetseite der Bezirksregierung Münster unter 
https://www.o-sp.de/bezreg-muenster/ zur allgemeinen 
Einsichtnahme zur Verfügung.

2.	� In demselben Zeitraum liegen die Unterlagen gemäß § 3 
Abs. 2 S. 1 PlanSiG als zusätzliches Informationsange-
bot bei der Gemeinde Beelen, der Stadt Oelde, der Stadt 
Warendorf und bei der Bezirksregierung Münster zur 
allgemeinen Einsichtnahme unter folgenden Maßgaben 
aus:

	 �Gemeinde Beelen, Rathaus Beelen, Warendorfer Str. 9, 
48361 Beelen

	� Eine Einsichtnahme in die ausgelegten Planunterlagen 
kann nach vorheriger Terminabsprache stattfinden. Die 
Einsichtnahme erfolgt in einem dafür vorgesehenen 
Raum.

	� Für die Einsichtnahme stehen folgende Zeiträume zur 
Verfügung:

	 montags und dienstags	 8:00 Uhr bis 12:30 Uhr und
					     14:00 Uhr bis 15:45 Uhr
	 mittwochs und freitags	 8:00 Uhr bis 12:30 Uhr
	 donnerstags		  8:00 Uhr bis 12:30 Uhr und
					     14:00 Uhr bis 18:00 Uhr

	 Ansprechpartnerin:
	� Frau Solveig Godbersen, Tel.: 02586/887-34,  

Email: godbersen@beelen.de

	� Stadt Oelde, Rathaus Oelde, Raum 429, Ratsstiege 1, 
59392 Oelde

	� Eine Einsichtnahme in die ausgelegten Planunterlagen 
kann nach vorheriger Terminabsprache stattfinden. Die 
Einsichtnahme erfolgt in einem dafür vorgesehenen 
Raum.

	� Für die Einsichtnahme stehen folgende Zeiträume zur 
Verfügung:

	 montags, mittwochs,  
	 freitags		  8:00 Uhr bis 12:00 Uhr
	 dienstags		  8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und
					     14:00 Uhr bis 16:00 Uhr
	 donnerstags 		  8:00 Uhr bis 12:00 Uhr und
					     14:00 Uhr bis 18:00 Uhr

	 Ansprechpartner:
	� Herr Jürgen Kingma, Tel.: 02522/72-470, Email: juer-

gen.kingma@oelde.de

	 �Stadt Warendorf, Baudezernat, Freckenhorster Straße 
43, 48231 Warendorf

	� Eine Einsichtnahme in die ausgelegten Planunterlagen 
kann nach vorheriger Terminabsprache stattfinden. Die 
Einsichtnahme erfolgt in einem dafür vorgesehenen 
Raum.

	� Für die Einsichtnahme stehen folgende Zeiträume zur 
Verfügung:

	 montags bis donnerstags	8:30 Uhr bis 12:00 Uhr und
					     14:00 Uhr bis 16:00 Uhr
	 freitags 		  8:30 Uhr bis 12:30 Uhr

	 Ansprechpartner:
	� Herr Udo Bierbaum, Tel.: 02581/54-1680, Email: udo.

bierbaum@warendorf.de
	� Herr Marco Kledzik, Tel.: 02581/54-1684, Email: mar-

co.kledzik@warendorf.de

	� Bezirksregierung Münster, Nevinghoff 22, 48147 
Münster

	� Eine Einsichtnahme in die ausgelegten Planunterlagen 
kann nach vorheriger Terminabsprache stattfinden. Die 
Einsichtnahme erfolgt in einem dafür vorgesehenen 
Raum.

	� Für die Einsichtnahme stehen folgende Zeiträume zur 
Verfügung:

	 montags bis donnerstags		  9.00 bis 15.00 Uhr
	 freitags		  9.00 bis 14.00 Uhr

	 Ansprechpartner:
	� Herr Simon Ristow, Tel.: 0251/411-2094, Email: simon.

ristow@brms.nrw.de
	� Dezernat 54, Tel.: 0251/411-5740, Email: dez54@brms.

nrw.de

3.	� Jeder kann bis zum 14.02.2025 (einschließlich) Stellung 
zu Unterlagen zur Festsetzung des Überschwemmungs-
gebietes nehmen (§ 83 Abs. 1 S. 2 LWG NRW). Die 
Stellungnahmen können bei der Gemeinde Beelen, Wa-
rendorfer Str. 9, 48361 Beelen, godbersen@beelen.de; 
bei der Stadt Oelde, Ratsstiege 1, 59392 Oelde, juergen.
kingma@oelde.de; bei der Stadt Warendorf, Frecken-
horster Straße 43, 48231 Warendorf, udo.bierbaum@
warendorf.de; oder bei der Bezirksregierung Münster, 
Dezernat 54, Nevinghoff 22, 48147 Münster, dez54@
brms.nrw.de abgegeben werden. Die Stellungnahmen 
können zudem auch unmittelbar über das Portal der 
Öffentlichkeitsbeteiligung (https://www.o-sp.de/bezreg- 
muenster/) abgegeben werden. 

4.	� Es ist erforderlich, die Stellungnahmen mit Namen, Vor-
namen und der genauen Anschrift des Absenders zu ver-
sehen. Unleserliche Angaben können dazu führen, dass 
die Stellungnahme unberücksichtigt bleibt. Angaben 
zur Flur-, Flurstücknummer mit Gemarkung oder Sta-
tionierung sind hilfreich und erwünscht. Verspätete ab-
gegebene Stellungnahmen können bei der Entscheidung 
unberücksichtigt bleiben. Nach Ablauf der Frist wird 
die Bezirksregierung über die fristgerecht abgegebenen 
Stellungnahmen entscheiden.

Münster, den 14.11.2024� Bezirksregierung Münster 
� Obere Wasserbehörde 
� 54.09.07.01-020 
� Im Auftrag 
� gez. Ristow
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247	� Öffentliche Zustellung gemäß § 10 des Verwal-
tungszustellungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG 
NRW)

Herrn Mendo Blöbaum

zuletzt wohnhaft Am Lütken Esch 25, 49497 Mettingen

können Schriftstücke der Kreispolizeibehörde Steinfurt vom 
12.11.2024 – Aktenzeichen: ZA 1.2-22.57.02.60-35/2024 
und ZA1.2-22.57.02.14-15/2024 – nicht zugestellt werden, 
da der derzeitige Aufenthaltsort unbekannt ist.

Er wird hiermit aufgefordert, die Schriftstücke unverzüglich 
bei der Kreispolizeibehörde Steinfurt abzuholen.

Anschrift:
Kreispolizeibehörde Steinfurt
Direktion Zentrale Aufgaben
Frau Konermann/Frau Dreyer
Liedekerker Str. 70
48565 Steinfurt

Hinweis:
Gemäß § 10 Absatz 2 Satz 7 LZG NRW gilt das Schrift-
stück als zugestellt, wenn seit dem Tag des Aushangs dieser 
Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird 
darauf hingewiesen, dass mit dieser Zustellung des Schrift-
stücks durch öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen.

Steinfurt, 15.10.2024� Im Auftrag 
� gez. Jennifer Konermann
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